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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte
Parlamentsmandat

Im Berichtjahr wurden nicht weniger als elf Parlamentsmandate neu besetzt. Die
Mutationen waren einerseits Folgen kantonaler Wahlen. Gleich drei Genfer Nationalrate
- Luc Barthassat (cvp), Antonio Hodgers (gp) und Mauro Poggia (mcg) - wurden in den
Genfer Regierungsrat gewéhlt. Auch Yvan Perrin (svp) und Alain Ribaux (fdp) zogen das
kantonale Exekutivamt in Neuenburg dem nationalen Parlamentsmandat vor. Fir die
flnf abtretenden Parlamentarier rutschten Guillaume Barazzone(cvp/pdc GE), NR/CN]
(cvp, GE), Anne Mahrer (gp, GE), Roger Golay (mcg, GE), Raymond Clottu (svp, NE) und
Sylvie Perrinjaquet (fdp, NE) nach. Golay wurde - im Gegensatz zu seinem Vorgénger
Poggia - in die SVP-Fraktion aufgenommen. Bereits 2012 waren Franziska Teuscher (gp,
BE) und Ursula Wyss (sp, BE) in die Stadtberner Regierung gewahlt worden. Sie traten
ebenfalls von ihren Nationalratsmandaten zuridck und wurden im Berichtjahr durch
Aline Trede (gp, BE) und Nadine Masshardt (sp, BE) ersetzt. Bereits 2012 ihren Rucktritt
angekindigt hatten Hildegard Féassler-Osterwalder (sp, SG) und Peter Spuhler (svp, TG),
nach 16 resp. 13 Jahren Tatigkeit im nationalen Parlament. Hans-Jlrg Fehr (sp, SH), ein
weiterer lang gedienter Parlamentarier, trat nach 14 Jahren zurtck. Fur die SP St. Gallen
wurden Claudia Friedl, fur die SP Schaffhausen Martina Munz und flr die SVP Thurgau
Verena Herzog neu vereidigt. Seinen Rucktritt fir 2014 kindigte Fulvio Pelli (fdp, Tl) an.
Auch im Stéanderat wird es noch vor den Gesamterneuerungswahlen 2015 zu
Verdnderungen kommen. Fir den verstorbenen Pankraz Freitag (fdp, GL) musste im
Kanton Glarus eine Ersatzwahl durchgefiihrt werden, die auf das Fruhjahr 2014
angesetzt wurde. '

Eine Studie zeigte 2015 auf, dass die Fraktionsgeschlossenheit in den letzten rund 30
Jahren in der Schweiz auch aufgrund einer Professionalisierung der Parteien
zugenommen hatte. Am deutlichsten haben sich dabei die Polparteien SP und SVP, aber
auch die FDP diszipliniert. Im Vergleich zu anderen westeuropéischen Parlamenten sei
die Fraktionsdisziplin in der Schweiz aber nach wie vor gering.

In den Medien wurde die Studie breit aufgenommen. Das St. Galler Tagblatt wusste zu
berichten, dass die Fraktionen Regeln einfihrten, um die Fraktionsdisziplin zu erhéhen.
Bei der FDP wirden etwa Geschafte als strategisch erklart, was fur die
Fraktionsmitglieder bedeute, dass entweder mit der Mehrheit gestimmt oder sich der
Stimme enthalten werden musse. Auch die CVP und die BDP wirden solche Regeln
kennen, wobei eine Zweidrittelmehrheit (bei der BDP eine einfache Mehrheit)
bestimme, ob ein Geschaft strategisch sei. Bei den Polparteien gebe es keine solche
Regeln, sie stimmten «naturgemass» geschlossener, oder der soziale Druck oder
allenfalls personliche Gesprache mit potenziellen Abweichlern wiirden hier reichen.
Allerdings beschrieb der «Blick» einen Vorfall, bei dem ein SVP-Parlamentarier von
Fraktionschef Adrian Amstutz (BE) im Parlament lautstark in die Schranken gewiesen
worden sei, weil er als einziger anders als die Fraktion abgestimmt habe. Das
Boulevardblatt zitierte einen Passus im Fraktionsreglement der Volkspartei, nach dem
Mitglieder, die den Interessen der SVP zuwiderhandelten, ausgeschlossen wurden. Bei
den Grunen wiederum herrsche der Grundsatz, dass eine abweichende Position
vorgangig transparent gemacht werde, kommentierte die Aargauer Zeitung.

Mitte Oktober 2017 wertete der «Blick» aus, wie haufig Nationalrdtinnen und
Nationalrate von der Fraktionsmeinung abweichen. Wenig Uberraschend waren dies
jene Parlamentarierinnen und Parlamentarier, deren Partei zu klein war flir eine eigene
Fraktion. So wies die Analyse Marianne Streiff-Feller (evp, BE; bei 78.5% der
Abstimmungen gleicher Meinung wie die Fraktion) und Maja Ingold (evp, ZH; 80%), die
als EVP-Mitglieder der CVP-Fraktion angehdren, sowie Roberta Pantani (lega, TI; 88.2%),
die sich als Lega-Mitglied der SVP-Fraktion angeschlossen hatte, als héaufigste
Abweichlerinnen aus. Interessanterweise fanden sich unter den Top 10 auch funf FDP-
Mitglieder. Allerdings stimmten Walter Miller (fdp, SG: 89.4%), Hans-Ulrich Bigler (fdp,
ZH; 89.5%), Philippe Nantermod (fdp, VS: 89.9%), Hans-Peter Portmann (fdp, ZH: 91.4%)
und Bruno Pezzatti (fdp, ZG: 91.7%) noch immer bei 9 von 10 Abstimmungen wie die
Mehrheit ihrer Fraktion. Abweichler seien wichtig, so der «Blick», weil mit ihnen
Allianzen Uber die Parteigrenzen hinweg geschmiedet wirden. Unter den zehn
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fraktionstreusten Parlamentsmitgliedern fanden sich je vier GLP-Mitglieder (Tiana
Angelina Moser, ZH: 99.7%; Beat Flach, AG: 99.6%; Thomas Weibel, ZH: 99.5% und
Kathrin Bertschy, BE: 99.5%) sowie fiinf SP-Mitglieder (Martin Naef, ZH: 99.5%; Claudia
Friedl, SG: 99.5%; Martina Munz, SH: 99.4%; Silvia Schenker, BS: 99.4% und Yvonne Feri,
AG: 99.4%). Sie alle stimmten - wie auch Sibel Arslan (basta, BS: 99.4%) von der Fraktion
der Griinen - in mehr als 99 von 100 Abstimmungen wie die Mehrheit ihrer Fraktionen. ?

Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz
Umweltschutz

Jahresriickblick 2019: Umweltpolitik

Die Umweltpolitik der Schweiz war 2019 sehr stark durch das Thema
Klimawandel/Klimaerwarmung gepragt. In zahlreichen grossen Streiks und
Demonstrationen &usserten viele Jugendliche, aber auch Besorgte éalteren Semesters
ihren Unmut gegenlber der Politik und der Wirtschaft, welche sich in ihren Augen zu
wenig gegen die Klimaerwarmung engagierten. Viele wiesen aber auch darauf hin, dass
jede einzelne Person etwas gegen den Klimawandel unternehmen kénne. Sie folgten
damit dem Beispiel der Schwedin Greta Thunberg, welche mit ihrem «Schulstreik fur
das Klima» mediale Berthmtheit erlangte. Die Besorgnis Uber den Klimawandel
widerspiegelte sich auch in zahlreichen politischen Vorstéssen und in den Beratungen
zur Revision des CO2-Gesetzes (vergleiche etwa Po. 18.4211 oder Po. 19.3385). Nachdem
der Nationalrat in der Wintersession 2018 die Revision des CO2-Gesetzes in der
Gesamtabstimmung noch abgelehnt hatte, nahm der Sténderat das Geschaft in der
Herbstsession 2019 wieder auf und formulierte zahlreiche Massnahmen zur Reduktion
der Treibhausgase. Der Bundesrat wiederum &usserte im Sommer 2019 die Absicht,
dass die Schweiz bis 2050 klimaneutral sein soll, also unter dem Strich keine
Treibhausgasemissionen mehr ausstossen soll. Der Klimawandel war auch das
bestimmende Thema im Wahlkampf zu den eidgendssischen Parlamentswahlen 2019.
Breit diskutiert wurde dabei unter anderem der politische Richtungswechsel der FDP.
Wahrend die FDP-Parlamentarier und -Parlamentarierinnen Ende 2018 noch zu den
Verhinderern eines griffigeren CO2-Gesetzes gehort hatten, schwenkte die Partei 2019
auf einen klimafreundlicheren Kurs um und machte das Klima gar zu ihrem
Wahlkampfthema. Am Wahlsonntag musste die FDP dennoch Verluste im Nationalrat
hinnehmen. Besser erging es den beiden Parteien, die das «grun» bereits im Namen
tragen; die guten Resultate der Grinen und der Grunliberalen widerspiegelten
dementsprechend die Wichtigkeit dieses Themas bei den Wahlerinnen und Wahlern.
Eine breite Palette an Themen rund um das Klima war in den Monaten Juli, August und
September auch fir einen Peak in der Umweltberichterstattung in den Schweizer
Zeitungen verantwortlich. Die Medien berichteten beispielsweise intensiv Uber die
Beratungen des CO2-Gesetzes im Standerat und Uber die verschiedenen Klimastreiks
(beispielsweise derjenige in Lausanne mit Greta Thunberg) sowie Uber die
Radikalisierungstendenzen einiger Protesierender in Form der Blockade von Banken
oder des so genannten "Die-In" an Flughafen.

Des Weiteren war auch die Verschmutzung des Wassers mit Pestiziden in 2019 von
Belang. Im April dieses Jahres zeigten zwei Studien der Eawag und des
Oekotoxzentrums, dass Gewasser in landwirtschaftlich genutzten Einzugsgebieten stark
mit Pflanzenschutzmitteln belastet sind. Die Konzentrationen einzelner Stoffe stellten
Uber Monate hinweg ein Risiko fur chronische Schéaden dar und lagen langere Zeit Uber
Werten, ab denen flr Pflanzen und Tiere im Wasser ein akut toxisches Risiko besteht.
Im Parlament waren zu diesem Thema Ende 2019 zwei Volksinitiativen hangig: die
Initiativen «fir eine Schweiz ohne synthetische Pestizide» und «flr sauberes
Trinkwasser und gesunde Nahrung - Keine Subventionen fir den Pestizid- und den
prophylaktischen Antibiotika-Einsatz». Der Nationalrat lehnte es in der Sommersession
2019 ab, einen Gegenvorschlag zu diesen beiden Volksinitiativen auszuarbeiten. Die
WAK-NR und die WAK-SR stimmten jedoch einer parlamentarische Initiative der WAK-
SR (Pa.lv. 19.475) zu, welche die gesetzliche Verankerung eines Absenkpfads mit
Zielwerten fur das Risiko beim Einsatz von Pestiziden verlangt. Die beiden WAK wollten
diese Vorlage aber explizit nicht als Gegenvorschlag zur Trinkwasserinitiative verstanden
wissen.

Hohe mediale und politische Wellen schlug auch der IPBES-Bericht zum globalen
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Zustand der Artenvielfalt. Der Bericht untersuchte, in welchem Zustand sich Tiere,
Pflanzen und ihre Lebensrdumen befanden und stellte der Weltgemeinschaft
dahingehend ein Armutszeugnis aus. Etwa eine Million der geschatzten acht Millionen
Tier- und Pflanzenarten, die es auf der Welt gibt, seien vom Aussterben bedroht und
die Schuld daran trage der Mensch und seine Aktivitaten. Der Bericht flhrte zu
zahlreichen parlamentarischen Vorstdssen, in denen etwa die
Biodiversitatsvertraglichkeit von Schweizer Finanzierungen und Investitionen
angesprochen wurde (Ip. 19.3591) oder zu einer Intensivierung des Aktionsplans
Biodiversitat aufgerufen wurde (Mo. 19.3504).

Zuletzt seien noch zwei Studien zum Thema Food Waste erwéhnt, welche im Jahr 2019
erschienen. Die zwei Studien des Bundesamts fur Umwelt befassten sich mit den
eindricklichen Zahlen der Lebensmittelverluste aus der Landwirtschaft respektive den
Privathaushalten. In der Landwirtschaft fallen jedes Jahr 225000 Tonnen
Lebensmittelverluste an. Davon wéaren rund 90 Prozent vermeidbar. In den Haushalten
sind es rund 1 Million Tonnen Lebensmittelabfélle, wovon fast die Halfte vermeidbar
wére. In friheren Studien waren bereits die Gastronomie, der Detailhandel und die
Lebensmittelindustrie analysiert worden. Auf gesetzlicher Ebene kénnte es im Bereich
des Detailhandels bald zu einer Anderung kommen, da der Nationalrat in der
Sommersession die Motion Munz (sp, SH; Mo. 19.3112) gutgeheissen hat. Diese mochte
das Lebensmittelgesetz um eine Berechtigung fir den Bundesrat, Bestimmungen flr die
Abgabe von Lebensmitteln an zertifizierte Organisationen oder Personen zwecks
Verhinderung von Lebensmittelverlusten zu erlassen, ergénzen. Nun lag es an der
kleinen Kammer zu entscheiden, ob dieser Schritt in Richtung einer Reduktion von
Food Waste realisiert wird. *

Naturschutz

Ende 2022 publizierte der Bundesrat den Bericht «Stopp der Verschotterung von
Griinflachen> in Erflllung des gleichnamigen Postulates von Nationalratin Martina Munz
(sp, SH). Der Bericht hielt fest, dass immer mehr Personen Schottergarten anlegten,
obwohl diese negative Auswirkungen auf die Biodiversitat zeitigten und im Sommer die
Umgebung stark aufheizten. Um diesem Trend entgegenzuwirken, empfahl der Bericht
drei Massnahmen: Erstens rief er Gemeinden dazu auf, in ihren Reglementen
festzulegen, ob und in welcher Form Schottergarten erlaubt sein sollen. Zweitens wolle
der Bundesrat die Gemeinden dabei finanziell unterstitzen, die naturnahe Gestaltung
der Siedlungsrdume zu férdern, wie es auch im indirekten Gegenvorschlag zur
Biodiversitatsinitiative vorgeschlagen worden sei. Und drittens sollen sowohl die
Behdrden als auch Privatpersonen besser Uber die Vorteile von naturnahen
Grinflachen informiert werden. *
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